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Streik legt Land lahm
Manifestation für höhere Löhne und weniger Abgaben
Die Straßen in Buenos Aires waren wie leer gefegt. (Foto: AP)
Buenos Aires (dpa/mc) - Ein Streik der Transportgewerkschaften hat das Wirtschaftsleben in Argentinien am Dienstag weitgehend lahmgelegt. Politisch linksgerichtete Streikposten blockierten zudem mehrere Zufahrtsstraßen in Buenos Aires. Zu den 24-stündigen Protesten war von oppositionellen Gewerkschaften aufgerufen worden. Der Bahn-, U-Bahn- und Busverkehr stand vollkommen still. Flüge wurden größtenteils gestrichen. Die Müllabfuhr arbeitete nicht. Die größeren Industrie-Gewerkschaften und die Bankangestellten schlossen sich dem Ausstand jedoch nicht an.
Die Gewerkschaften fordern eine Anhebung des Lohnsteuerfreibetrages. Zudem wehren sie sich gegen staatliche Einflussnahme auf die Tarifverhandlungen. Die Regierung hatte den Gehaltserhöhungen eine Obergrenze von 27 Prozent gesetzt. Nach Angaben der streikenden Gewerkschaften überstiegen die Inflationserwartungen aber diesen Prozentsatz. Des Weiteren wollten die Arbeitnehmervertreter nach eigenen Angaben ein Zeichen gegen Armut, Unterernährung sowie gegen Korruption und Kriminalität im Land setzen.
Es war bereits die fünfte große Streikbewegung gegen die Wirtschaftspolitik von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner und ihr „Regierungsmodell für Volk und Nation“.
„Die Teilnahme an dem Streik war sehr groß. Das zeigt, dass die Arbeiter nicht mit der Politik der Regierung einverstanden sind“, bewertete Hugo Moyano, der Chef des oppositionellen Flügels des Gewerkschaftsdachverbandes CGT, den Verlauf des Tages. Er regte sich vor allem darüber auf, dass die Regierung Höchstgrenzen für die Tarifverhandlungen setzen wolle: „Warum soll es Limits geben, wo es doch auch für die Inflation keine gibt?“, fragte Moyano rhetorisch.
Sobald die Geldentwertung begrenzt sei, könne man auch über eine entsprechende Begrenzung der Gehaltserhöhungen sprechen, so der peronistische Gewerkschaftsfunktionär, der selber mehrere Jahre lang ein enger Verbündeter der Kirchner-Regierung war.
Pablo Micheli, der Vorsitzende des oppositionellen Teil des anderen Gewerkschaftsdachverbandes CTA, drohte bereits weitere Streiks an, sollte die Regierung sich weiterhin weigern, mit den Arbeitnehmervertretern zu verhandeln: „Wir werden nicht mit verschränkten Armen abwarten. Wenn dieser Streik keine Wirkung zeigt, wird es weitere geben.“
Die Regierung äußerte sich naturgemäß kritisch über die Maßnahmen der Gewerkschafter. Kabinettschef Aníbal Fernández sagte. „Es handelt sich um einen politischen Streik, der Verwirrung anzustiften sucht“. Verkehrsminister und Präsidentschaftsbewerber Florencio Randazzo sprach von „Hausarrest für die Arbeitnehmer“, der durch den Transportstreik verursacht worden sei, da die Betroffenen auf diese Weise daran gehindert worden seien, zu ihrer Arbeit zu fahren. Bereitschaft, auf die Forderungen der Gewerkschaften einzugehen, gab es jedenfalls nicht.
Argentinien
CFK erneut beim Papst
Vierte Audienz im Vatikan / Weltpolitische Themen
Cristina und Papst Franziskus. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc) – Als Jorge Bergoglio noch Erzbischof von Buenos Aires war, da mied Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner den Kontakt zu dem Geistlichen. Seit dieser vor etwas mehr als zwei Jahren jedoch zu Papst Franziskus gekürt wurde, zeigt sich die Staatschefin gerne an dessen Seite. Am Sonntag war sie im Vatikan zu ihrer vierten Audienz, seit Bergoglio Oberhaupt der katholischen Kirche ist – so oft wie kein anderes Staatsoberhaupt. Hinzu kam noch ein Treffen in Brasilien.
„Es war ein sehr herzliches Treffen, bei dem wir über regionale wie globale Probleme gesprochen haben“, so die Präsidentin über die fast zweistündige Unterredung. Argentinien habe dabei nur am Rande eine Rolle gespielt. So hörte der Papst gerne, dass Cristina von den Renovierungsarbeiten an der Wallfahrtskirche in Luján sowie von der Überführung des Säbels von General San Martín ins nationale Geschichtsmuseum berichtete. Die in Argentinien anstehenden Wahlen seien hingegen kein Thema gewesen, gab Cristina bei der Pressekonferenz im Anschluss an die Audienz Auskunft.
Es stand eher Weltpolitik im Vordergrund: „Franziskus ist besorgt, das das, was gegenwärtig in der Welt an Konflikten geschieht, eine Art von drittem Weltkrieg sei“, beschreibt Cristina die Sorge des Kirchenoberhauptes um den Frieden. Gerade die Waffenindustrie sei daran interessiert, dass Konflikte ausbrechen, die sich mit friedlichen Mitteln nicht lösen ließen, fasste die Präsidentin die Überlegungen Franziskus’ zusammen. Sie und der Pontifex teilten die Überzeugung, dass die Welt multipolar begriffen werden sollte.
Im Gegensatz zu den wenig friedlichen Weltgegenden habe sich Lateinamerika hingegen zu einer Region des Friedens entwickelt, in der es weder ethnische noch religiöse Konflikte gebe, hob Cristina hervor. „Das ist es, was wir als unseren gemeinsamen Wert bewahren müssen – trotz der Unterschiede im Einzelnen“, so die Präsidentin mit Blick auf die Länder Lateinamerikas.
Im Rahmen ihres Rom-Besuchs nahm Cristina auch an der Konferenz der Welternährungsorganisation FAO teil, wo sie eine Auszeichnung für ihre Politik im Kampf gegen Unterernährung erhielt. In ihrer Ansprache behauptete die Staatschefin unter Berufung auf Zahlen des nationalen Statistikamtes INDEC, dass es gelungen sei, die Armutsrate in Argentinien auf 4,7 Prozent zu senken. Am Dienstag fuhr Kirchner dann weiter zur Weltausstellung nach Mailand, wo sie den argentinischen Pavillon offiziell eröffnete.
Argentinien
Sergio Massa tritt an
Fristende: Acht Allianzen für Vorwahlen gemeldet
Buenos Aires (AT/mc) – Rückläufige Werte bei den Meinungsumfragen, immer mehr abtrünnige Bündnispartner: In den letzten Wochen und Monaten lief es nicht gut für Sergio Massa. Der Vorsitzende der Erneuerungsfront (FR), der zwischenzeitlich als einer der großen Favoriten für die Präsidentschaftswahlen gehandelt wurde, schien im Begriff zu sein, sich aus dem Kampf um die Casa Rosada zurückzuziehen. Doch am Mittwochabend erteilte er entsprechenden Spekulationen eine Absage: „Ich werde Präsidentschaftskandidat sein“, kündigte er in einer pompösen Pressekonferenz im Kunstmuseum von Tigre an.
Flankiert von argentinischen Fahnen räumte er zwar Fehler ein, doch er gab sich zum Kampf entschlossen: „Denen, die uns durch ihre Machtmittel vom Spielfeld vertreiben wollen, sei gesagt: Hier stehen wir.“ Der 43-Jährige betonte seine Jugend, aus der auch Fehlentscheidungen resultieren könnten. Zugleich deutete er damit an, dass er nicht darauf angewiesen sei, die Wahlen in diesem Jahr gewinnen zu müssen, sondern auch später noch einmal angreifen könne.
Die Bündnisse
Massa gab seine Erklärung am letzten Tag vor Ende der Meldefrist für die Wahlallianzen ab. Nun steht fest, dass bei den Vorwahlen (PASO) insgesamt acht Bündnisse um die Gunst der Wähler kämpfen werden: Das Regierungsbündnis „Siegesfront“, das von der Peronistischen Partei und zwölf weiteren kleineren Gruppierungen gebildet wird; die Allianz „Cambiemos“ (Lasst uns den Wandel herbeiführen) mit der Pro-Partei, der Radikalen Bürger Union (UCR) und der Bürgerlichen Koalition; das Bündnis UNA, das aus Massas Erneuerungsfront und den Christdemokraten von Córdoba-Gouverneur José Manuel de la Sota besteht; die Linksfront, die Progressiven, die sozialistische Arbeiterbewegung (MST), das Bündnis „Föderales Engagement“ (Compromiso Federal) sowie die Volksfront. Bis zum 20. Juni haben die Bündnisse nun Zeit, ihre Kandidaten bei der Wahlkommission anzumelden.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
„Deutschland ärmer als Argentinien“
Aníbal Fernández ist bekannt für seine mitunter provokanten Äußerungen. Am Dienstag sorgte der Kabinettschef für Schlagzeilen, als er behauptete, in Argentinien gebe es weniger Armut als in Deutschland. Fernández nahm dabei Bezug auf die jüngsten Darstellungen von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, die bei der Konferenz der Welternährungsorganisation FAO in Rom gesagt hatte, die Armutsrate in Argentinien liege unter 5 Prozent. In Deutschland hingegen betrage sie 20 Prozent, meinte nun der Kabinettschef unter Berufung auf Zahlen des statistischen Bundesamtes. „Auch wenn es schwer fällt, das zu glauben, aber man muss sich die Zahlen anschauen.“ Zumindest erreichte Fernández mit seinen Bemerkungen, dass am Tag des Streiks in den Medien zeitweise mehr über die soziale Situation in Deutschland als über den Ausstand der hiesigen Gewerkschaften gesprochen wurde.
„Floralis“ repariert
Die überdimensionale Stahlblume „Floralis Genérica“ auf dem Platz der Vereinten Nationen von Buenos Aires ist wieder in Betrieb. Mittwochabend wurde die futuristische Konstruktion des Architekten Eduardo Catalano mit einem Showabend wieder eingeweiht, nachdem sie rund sechs Jahre nicht funktioniert hatte. Es gab ein Konzert des Musikerduos Juan Carlos Baglietto und Lito Vitale sowie eine Lichtershow. Nun öffnen und schließen sich die „Blütenblätter“ der „Floralis“ wieder im Tag- und Nachtrhythmus, so wie es zuletzt 2009 geschehen war. Die Stahlblume war im Jahr 2002 fertiggestellt worden und entwickelte sich schnell zu einem Wahrzeichen der Hauptstadt.
In Italien festgenommen
Ein in den FIFA-Skandal verwickelter argentinischer Unternehmer ist in Italien festgenommen worden. Alejandro Burzaco stellte sich am Dienstag gemeinsam mit seinen Anwälten der Polizei in Bozen, wie die Behörden mitteilten. Der 51-Jährige arbeitete für eine Sportmarketing-Agentur und wurde von der US-Justiz wegen seiner Verwicklung in den Skandal beim Fußball-Weltverband gesucht. Ihm und anderen Beschuldigten werden Korruption, Verschwörung und organisiertes Verbrechen vorgeworfen. Er sitzt nach Angaben der Polizei in Bozen nun vorerst in Italien im Gefängnis. Interpol hatte seine Mitgliedsstaaten vergangene Woche mit einer sogenannten roten Ausschreibung um Amtshilfe bei der Festnahme und Auslieferung von sechs Beschuldigten, darunter Burzaco, gebeten. Sie stehen auf einer Liste des US-Justizministeriums, mit der Ende Mai der FIFA-Skandal angestoßen worden war. Am Dienstag kündigten zudem die argentinischen Geschäftsleute Hugo und Mariano Jinkis an, sich den hiesigen Behörden zu stellen. Die beiden stehen an der Spitze der Vermarktungsfirma „Full Play Group“, die die Rechte für die meisten Länderspiele in Südamerika besitzt.
Zugunglück
45 Verletzte forderte ein Zugunglück, das sich am Sonntagabend an der Station Temperley (Provinz Buenos Aires) ereignete. Dabei fuhr ein Personenzug der Linie „General Roca“ auf eine Lokomotive auf, die Rangiermanöver ausführte. Wie das Nachrichtenportal „Infobae“ unter Berufung auf nicht näher bezeichnete offizielle Quellen berichtete, habe der Personenzug vor dem Zusammenprall zwei rote Haltesignale auf der Strecke ignoriert. Die Staatsanwaltschaft hat die Ermittlungen aufgenommen. Der Personenschaden hielt sich glücklicherweise in Grenzen: Von den Verletzten konnten fast alle schnell wieder aus dem Krankenhaus entlassen werden. Lediglich ein Polizist erlitt schwerere Verletzungen und musste länger stationär behandelt werden. Der Lokführer des Personenzugs und dessen Beifahrer wurden am Dienstag vorläufig festgenommen.
Neuer DNI Pflicht
Ab dem 1. Juli können Auslandsreisen nur noch mit dem neuen DNI in Kartenform oder dem Reisepass realisiert werden. Dann tritt die Verordnung in Kraft, nach der die alten heftartigen DNI-Modelle ihre Gültigkeit verlieren. Gleiches gilt für alle Behördengänge, bei denen eine Ausweispflicht gegeben ist. Darauf weist das Innenministerium auf seiner Internetseite (www.mininterior.gob.ar) hin. Eine Ausnahme gilt lediglich für Personen über 75, die noch weiterhin mit einem grünen DNI-Heft reisen dürfen. Anträge für einen neuen DNI können im Internet unter www.nuevodni.gov.ar oder in einem der zuständigen Büros gestellt werden, deren Adressen ebenfalls auf den Seiten des Innenministeriums aufgelistet sind.
Reiche Präsidentin
Wohlhabende Staatschefin: Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner hat angegeben, ein Vermögen von 64.629.891 Pesos zu besitzen. Dies ergibt sich aus der eidesstattlichen Erklärung für das Jahr 2014, die die Präsidentin bei der Anti-Korruptionsbehörde eingereicht hat. Dies entspricht einem Zuwachs um 16 Prozent gegenüber dem Jahr zuvor, als sie ihr Vermögen auf 55.304.793 bezifferte - das waren also noch 9.325.097 Pesos weniger. Zum Besitz der Staatschefin gehören 26 Immobilien, die meisten von diesen in Río Gallegos und Calafate im äußersten Süden des Landes. Aber auch zwei große Appartements in Buenos Aires laufen auf den Namen der Präsidentin, die sich gerne als politische Anwältin der ärmsten Bevölkerungsschichten in Szene setzt. Einkünfte aus Arbeit, Vermietungen und sonstigen Quellen werden mit 6.239.289 Pesos angegeben. Die Schulden der Staatschefin hingegen sind innerhalb des vergangenen Jahres von 5.023.563 auf 4.970.401 gesunken. Die meisten Verbindlichkeiten hat sie gegenüber der Hotelgruppe „Hotesur“, bei der sie mit 4,6 Millionen Pesos in der Kreide steht. Allerdings ist Cristina Anteilseignerin desselben Unternehmens. (AT/mc/dpa)
Meinung
Armut
Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner hat auf Reisen in Italien Schlagzeilen in der Presse mit ihrer Äußerung gemacht, dass in Argentinien die Armut leicht unter fünf Prozent der Bevölkerung und das Elend (Spanisch „indigencia“) nur 1,3 Prozent ausmachen. Hinzu kam der Vergleich mit Deutschland, wo beide Indikatoren fühlbar höher seien. Woher die Präsidentin diese Ziffern geholt hat, ist ihr Geheimnis. Ihr Wirtschaftsminister Axel Kicillof hatte kurz vorher behauptet, Zahlen über beide sozialen Statistiken werden nicht veröffentlicht, weil sie stigmatisierend wirken, was er ablehne. Damit hatte Kicillof rechtfertigen wollen, warum das Statistische Amt Indec seit einigen Jahren keine Zahlen darüber veröffentlichte, was vorher üblich war. Mit der Aussage der Präsidentin in Italien widersprach sie ihrem Minister, indem sie beide Statistiken über Armut und Elend mitteilte.
In Argentinien sind soziale Statistiken über die aktive Bevölkerung, definiert als Arbeitende, Arbeitslose und Personen, die Arbeit suchen, nur Schätzungen, die auf periodischen Umfragen von rund 30.000 Menschen beruhen, also keine konkreten Angaben, sondern reine Hochrechnungen auf 42 Millionen Einwohner. In Deutschland, wo laut Präsidentin prozentual mehr Arbeitslose verzeichnet werden als in Argentinien, werden keine Hochrechnungen, sondern Angaben einzelner Personen als Grundlage dieser Sozialstatistiken genommen. Hochrechnungen von 30.000 Menschen auf 42 Millionen Einwohnern sind dubios, anders als echte Daten bei Sozialämtern, die Arbeitslosigkeit buchhalterisch feststellen.
Die Vergleiche der Präsidentin mit Deutschlands Sozialstatistiken sind abwegig. Dass in Deutschland eine höhere Zahl armer und elender Menschen als in Argentinien verzeichnet werden, können hierzulande mit den Spanisch genannten „Villas“ in der Hauptstadt und dem sogenannten Groß-Buenos Aires gegenüber gestellt werden. In Deutschland gibt es keine Elendsviertel wie in Buenos Aires, ihrer Umgebung und in einigen Provinzstädten. In diesen illegalen „Villas“ lassen sich Menschen nieder, die meisten aus dem Inland und auch aus Nachbarländern, die in der Hauptstadt günstigere Arbeitsplätze wittern, oder sich dem Drogenhandel widmen. In einigen „Villas“ werden auch mehrstöckige Häuser aus Ziegelsteinen gebaut, die nicht zugelassen sind. Den Strom klauen die Einwohner, Straßen haben keine Gehsteige, kurzum ein Anblick von Armut und Elend. All das gibt es in Deutschland nicht, wo Arbeitslosigkeit und Armut statistisch erfasst werden, und es ein soziales Netz gibt.
Zudem blüht derweil die deutsche Wirtschaft, in der neuerdings kein Defizit der Staatsausgaben besteht, ein Novum in Europa, wo bisher nur Finnland und Lettland die Regeln des Maastrichter Vertrag eingehalten haben, nämlich ein Defizit von maximal drei Prozent des Bruttosozialproduktes und eine Verschuldung von 60 Prozent eingehalten haben, wogegen in Argentinien etwa 8 Prozent Defizit zum Sozialprodukt ausgewiesen werden, die die grassierende Hochinflation von rund 30 Prozent im Jahr antreibt. Die Präsidentin hat es in Italien unterlassen, konkrete Unterlagen ihrer Behauptungen über Armut und Elend zu begründen. Damit hat sie für Schlagzeilen im gegenwärtigen Wahlkampf gesorgt und sich lächerlich gemacht.
Meinung
Kleine Chance für Erdogan
Von Stefan Kuhn
Zum ersten Mal agiert er wie ein Präsident. Nach den Parlamentswahlen hat das türkische Staatsoberhaupt Recep Tayyip Erdogan an das Verantwortungsbewusstsein der Parteien appelliert. Sie sollen im Interesse der Türkei ihre ideologischen Grenzen überwinden und eine Regierung bilden. Im Wahlkampf hatte er sich noch massiv für die gemäßigt-islamistische AKP eingesetzt, deren Gründer und Vorsitzender er bis zu seiner Wahl zum Staatspräsidenten im vergangenen Jahr war. Erdogans Wahlengagement wurde von der Opposition heftig kritisiert, denn als Staatsoberhaupt ist er durch die Verfassung zur Neutralität verpflichtet. Sein Einsatz hatte einen plausiblen Grund: Es ging um ihn selbst. Erdogan wollte aus dem parlamentarischen politischen System der Türkei ein Präsidialsystem wie in den USA machen. Das ist vorerst gescheitert.
Die AKP ist zwar nach wie vor mit Abstand stärkste Partei, hat aber mit rund 40 Prozent der Stimmen die absolute Mehrheit deutlich verpasst. Die linksliberale, den deutschen Grünen ähnliche Kurdenpartei HDP hat die Zehnprozenthürde übersprungen. Die aus der sozialdemokratischen CHP und der rechtsextremen MHP bestehende bisherige Opposition hat gemeinsam mit der HDP mehr Sitze als die AKP. Der bisherige Regierungschef Ahmet Davutoglu, der im vergangenen Jahr Nachfolger Erdogans als Regierungschef wurde, muss sich nun einen Koalitionspartner suchen. Das ist dank Erdogan und Davutoglu kein leichtes Unterfangen. Beide haben die anderen Parteien bis aufs Messer bekämpft, und keine will ein Regierungsbündnis mit der AKP eingehen.
Die CHP ist die älteste im Parlament vertretene Partei. Sie wurde von Mustafa Kemal Atatürk gegründet, ist Mitglied der Sozialistischen Internationale und auch heute noch Atatürks laizistischen Ideen verbunden. Erdogans Politik einer schleichenden Islamisierung der Türkei dürfte sie kaum mittragen. Die HDP wäre ein möglicher Regierungspartner, sie könnte mit einer Machtteilhabe mehr Autonomierechte für die Kurden durchsetzen. Sie war allerdings der Hauptgegner der AKP in den Wahlen. Ohne ihren Einzug ins Parlament hätten die Islamisten ihre absolute Mehrheit wohl behalten. Zudem hat die HDP eine Koalition mit der AKP ausgeschlossen. Sie hat ihren Wahlerfolg nicht nur den Kurden zu verdanken, sondern auch ihrem Anti-Erdogan-Wahlkampf, der sie für viele Türken zu einer politischen Alternative machte.
Der natürlichste Koalitionspartner für die AKP wäre die ultranationalistische MHP. Mit ihr gibt es Schnittmengen, allerdings hat die Rechtspartei nach den Wahlen angekündigt, eine „wichtige Rolle in der Opposition“ spielen zu wollen. Das muss noch nichts heißen: Wenn die Türkei ruft, können sich die Nationalisten wohl kaum verwehren. Die praktikabelste Lösung dürfte dennoch eine AKP-Minderheitsregierung sein. Dem müssen jedoch alle Fraktionen zustimmen.
Sollte sich innerhalb von 45 Tagen keine Lösung finden, gibt es Neuwahlen. Dass diese eine große Veränderung der Situation bringen werden, darf man bezweifeln. Die Wahlbeteiligung war mit 84 Prozent sehr hoch. Das schränkt weitere Mobilisierungskräfte der Parteien ein. Von den Parteien, die den Einzug ins Parlament verpasst haben, sind ebenfalls kaum Stimmen zu holen. Die stärkste Kraft unter ihnen ist die islamistische „Partei der Glückseligkeit“ mit rund zwei Prozent. Insgesamt stimmten nur 4,7 Prozent der Wähler für Parteien, die nicht ins Parlament kamen. Das war bei früheren Wahlen anders. 2002 waren es über 46 Prozent, der AKP reichten 34,4 zur absoluten Mehrheit. Ihr fehlten damals nur zwei Stimmen zu einer Zweidrittelmehrheit.
Dass Erdogan sich derzeit staatsmännisch gibt, hat seine Gründe. Es ist wenig wahrscheinlich, dass er sich auf seine eher repräsentative Rolle als Staatspräsident zurückzieht. Er ist Vollblutpolitiker, will seine Macht ausbauen. Dies geht nur über eine Verfassungsänderung. Dafür bräuchte er eine Zweidrittelmehrheit im Parlament, und die ist utopisch. Selbst wenn es die AKP in Neuwahlen schaffen sollte, wider Erwarten ihre absolute Mehrheit zurückzugewinnen, würde dies nicht reichen. Eine Hintertür böte eine Koalition mit den Ultranationalisten. Mit denen käme die AKP auf knapp über 60 Prozent der Mandate. Das würde reichen, ein Referendum über das Präsidialsystem und Erdogans Machterweiterung durchzuführen. Der Staatspräsident wird diese Chance nicht ungenutzt lassen.
Meinung
Randglossen
Als Gegenstück zum Transportstreik, der die Wirtschaft Argentiniens für einen Tag lahmlegte und zahllosen Einwohnern den Zugang zum Arbeitsplatz und die Heimkehr erschwerte, wurden im Fernsehen Fotografien der Luxuswohnungen von führenden Gewerkschaftsbossen gezeigt, allen voran Hugo Moyano, der den Transportstreik inszeniert hatte. Während die Arbeiter, die die Gewerkschaftsbosse vertreten, um ihre von der Inflation dezimierten Löhne kämpfen, genießen ihre Bosse die Luxuswohnungen. All das beruht auf dem Gewerkschaftsgesetz von 1946, das der damalige Präsident Juan Domingo Perón vom italienischen Gesetz Mussolinis abgeguckt hatte, das den Gewerkschaften eine Monopolstellung eingeräumt. Hinzu kamen später die Sozialwerke, deren Zwangsbeiträge die Unternehmer abführen, ohne dass die Arbeitnehmer davon profitieren. Die Gewerkschaftsfunktionäre dagegen schon. Es fallen Gelder deren persönlichen Luxus ab.
Der besonders komplizierte Ablauf der Wahlen begann dieser Tage mit der Pflicht, Parteienallianzen dem Wahlamt mitzuteilen. Am kommenden 10. Juni müssen alle Parteien, die an den Vorwahlen, genannt PASO, am 8. August teilnehmen, ihre Kandidaten einschreiben. Erst dann beginnt der echte Wahlkampf, den nach dem 8. August nur die siegreichen Vorwahlkandidaten führen werden, von denen am 23. Oktober einer Argentiniens neuer Präsident wird. Es sei denn, es kommt zu einer Stichwahl Ende November, wenn die in der Verfassung vorgeschriebene Mehrheit nicht erreicht worden ist. Dieser umständliche Wahlkalender wird die politische Stimmung im Land fühlbar beeinflussen, bis die jeweiligen Sieger in allen Parteien feststehen, derweil die abgehende Regierung sich bemüht, auch nach dem 10. Dezember weiter Politik zu betreiben..
Das hätte sich der in Argentinien lebende frühere österreichische Bundeskanzler Viktor Klima wohl nicht träumen lassen. Er hatte sein Amt nach den Nationalratswahlen 1999 verloren, weil die konservative ÖVP mit der rechtspopulistischen FPÖ Jörg Haiders ein Regierungsbündnis eingegangen war. Das war eine politische Untat, die sogar zu skurrilen EU-Repressalien gegen Österreich führte. Jetzt hat Klimas SPÖ dies auf Länderebene nachvollzogen. Im Burgenland regieren die Sozis künftig mit der FPÖ, und das politische Erdbeben bleibt aus. Warum, ist nicht so recht nachvollziehbar, denn den derzeitigen FPÖ-Chef Heinz-Christian Strache muss man weiter rechts verorten als seinen Vorgänger Jörg Haider. Strache hat seine politische Sozialisation in Alt- und Neo-nazikreisen erfahren.
Das mit den neuen Medien und sozialen Netzwerken ist so eine Sache. Dies musste auch Angela Merkel spüren. Dass die Kanzlerin twittern lässt, ist ja irgendwie verständlich. Mit diesen Kurzmeldungen erreicht man auch Menschen, die nicht mehr als 140 Zeichen lesen können oder wollen, und das sind 300.000 Millionen. Seit Mittwoch vergangener Woche gibt es auf der Foto- und Videoplattform Instagram das Profil „bundeskanzlerin“ mit Bildern von Angie. Das braucht nun wirklich niemand, denn die Kanzlerin ist optisch omnipräsent. Weil viele Russen auf der „bundeskanzlerin“ in beleidigender Form Dampf ablassen, wurden Beiträge in kyrillischer Schrift jetzt gesperrt. Vielleicht hätte man die Sache ganz bleiben lassen sollen. Es reicht doch, dass Merkel 1,1 Millionen Facebook-Freunde hat.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 9,04, um 5,55% über Ende Dezember 2014. Die ZB Reserven betrugen u$s 33,80 Mrd. gegen u$s 31,27 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06.15 bei $ 9,107, zum 30.09.15 bei $ 9,472 und zum 30.12.15 bei $ 9,976. Der Terminkurs per Juni 2016 enthält einen Jahreszinssatz von 28,53%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 12,62.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Erholung von 1,47% und lag 32,47% über Ende 2014.
***
Par-Bonds in Pesos notierten mit 36,27% im Plus gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 1,45% und gegenüber Ende 2014. 24,03%. Boden 2015 gewannen 0,15% zur Vorwoche und im Laufe dieses Jahres 5,29%. Global 2017 Arg lagen mit 9,75% im Plus gegenüber Ende 2014.
***
Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 228,70 (Vorwoche $ 227,69) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 326,71 (Vorwoche $ 325,28).
***
Das Studienzentrum des Industrieverbandes „Unión Industrial Argentina“ hat ermttelt, dass die Industrieproduktion im April um 2,7% unter dem gleichen Vorjahresmonat lag. Der Rückgang war stark durch die Kfz-Produktion beeinflusst, die um 21% zurückging. Ohne dies lag der Index um 0,2% über dem Vorjahr. Es gab auch mehrere Zunahmen: nichtmetallische Bergbauprodukte (vornehmlich Zement) stiegen um 11,3%, Erdölraffinierung um 6,8%, Chemie um 0,8% und Druckereien um 1,6%.
***
Der Verkauf von Düngemitteln durch die grossen Unternehmen der Branche lag in 5 Monaten 2015 mit 396.000 Tonnen um 17,5% unter dem Vorjahr.
***
Landwirtschaftsminister Carlos Casamiquela erklärte in der Vorwoche in Mailand, wo er der Expo-Milan beiwohnte, dass die diesjährige argentinische Gesamternte von Getreide, Ölsaat und Hülsenfrüchten (leguminosas) 119 Mio. Tonnen erreichen werde. Vor einem Monat hatte er sie noch auf 116 Mio. veranschlagt, was auch ein Rekord war. Die Produktion teilt sich folgendermassen auf: Sojabohne: 60 Mio. t; Mais: 31 Mio. t; Weizen: 13,9 Mio. t; Sorghum: 3,5 Mio. t; Sonnenblume: 3,16 Mio. t; Gerste: 2,9 Mio. t; Reis: 1,5 Mio. t; Hafer: 502.000 t; schwarze Bohnen (poroto negro): 372.000 t; weisse Bohnen (poroto blanco tipo alubia): 372.000 t; Erbsen: 120.000 t; Raps: 99.500 t; Kichererbsen (garbanzo): 48.500 t; Vogelfutter (alpiste): 30.700 t; Saflor (cártamo): 28.680 t; Futtergerste: 23.300 t; Lein: 18.280 t; Andere Kulturen: 400.000 t.
***
Die Zahl der illegalen Strassenverkäufer lag im Mai 2015 um 30,5% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die argentinische Handelskammer (CAC). Insgesamt waren es 1990 Verkaufsstellen auf den Strassen, 4,7% über April. Am meisten illegale Verkäufer gab es in den Strassen Avellaneda Höhe 2.900 und Pueyerredón Höhe 200.
***
Die Bautätigkeit verbuchte im Mai zum dritten Monat in Folge positive Ergebnisse. Aus dem branchenspezifischen Index „Construya“ geht für den ausgelaufenen Monat eine innerjährliche Steigerung von 2,2% hervor. Dennoch bleibt das Gesamtergebnis für die ersten fünf Monaten im Vergleich zum gleichen Zeitabschnitt von 2014 mit -1,3% im negativen Bereich.
***
Ein Milchproduzent müsste pro Liter Milch $ 4 erhalten. Aktuell bekommt man inklusive der auf drei Monaten beschränkten Beihilfe $ 3,20 ausbezahlt, berichtet der Argentinische Agrarverband, FAA. Einige Molkereien haben bereits eine zehnprozentige Preisabnahme angekündigt.
***
Der US-Konzern Monsanto, der führend auf dem Gebiet der Entwicklung von genetisch veränderten u.a. Samen für die Landwirtschaft ist, verschickt Rechnungen in denen die Zahlung einer Gebühr für die Nutzung einer eigenen insektenresistenten Sojabohne gefordert wird. Davon betroffen ist jener Kundenkreis, der die Sojabohnenernte bereits ganz oder nur teilweise verkauft, aber die Lizenzgebühr beim Kauf der Saatkörner nicht bezahlt hat. Die Regierung hatte in der Vergangenheit ihre Absicht erklärt, dieses Prozedere von Monsanto über ein Dringlichkeitsdekret zu bremsen. Kabinettschef Aníbal Fernández stellte vergangene Woche klar, dass aus diesem Versprechen nichts wird. Das Gesetz wird nun den gewöhnlichen Weg durch den Kongress gehen.
***
Immer mehr Geschäfte nehmen am Programm „Ahora 12“ teil, bei dem sie dauerhafte Gebrauchsgüter mit einem subventionierten Kredit der Banco Nación in 12 Monatsraten bezahlen können. Ihre Anzahl wuchs im vergangenen Monat landesweit um 5% auf insgesamt 159.193 Einzelhandelsgeschäfte, berichtet das Industrieministerium. Textilien, Schuhe und Lederwaren führen die Liste an.
***
Die Geierfonds fordern von Richer Thomas Griesa, dass argentinischen Staatsbonds Bonar 24 als Teil der Auslandsschuld eingestuft werden. Das bedeutet, dass die Holdouts dann die Bonar 24 als Teil der Klausel „pari pasu“ behandelt werden, mit der die argentinische Regierung im vergangenen Jahr im Rechtsstreit gegen die „Geierfonds“ definitiv verloren hat. Argentinien betrachtet die Bonar 24 als interne Schuld, auch wenn sie auf Dollar lauten. Die Kläger vertreten hingegen den Standpunkt, dass die Währung bestimmt, ob es sich um Inlands- oder Auslandsschuld handelt.
***
Die Provinz Buenos Aires bekam einen freiwilligen Schuldbeitritt von 75% der Gläubiger die sich bereit erklärten, den Bonds BP 2015 zu refinanzieren. Die Fälligkeit von u$s 500 Mio. aus insgesamt u$s 1,05 Mrd. war für diese Monat vorgesehen, und wird nun nach dieser Zustimmung auf den kommenden Oktober verschoben.
***
Die monetäre Expansion hat sich beschleunigt. Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 29.5.15 um 34,74%, und allein in einem Monat um 6,73%. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg in 12 Monaten um 37,31% und in einem Monat um 4,94%. Vor einigen Monaten lagen die jährlichen Zunahmeraten noch unter 25%. Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in einem Jahr zum 29.5.15 um 31,96% auf $ 1 Bio., und die gesamten Bankkredite in Pesos um 26,22% auf $ 680,41 Mrd.
***
Bei der Wechselausschreibung vom letzten Dienstag hat die ZB keine Papiere auf ein Jahr und kürzere Fristen ausgegeben und die Offerten abgelehnt. Das Ergebnis war, dass die Amortisation bestehender Wechsel um $ 1,9 Mrd unter der Unterbrigung neuer Wechsel lag, so dass eine expansive Wirkung einsetzte. Die ZB hat auf diese Weise die Unterbringung von Staatsbonds Bonac durch das Schatzamt vom Donnerstag erleichtert. Vom Bestand von Lebac von $ 325 Mrd. verfallen 65% vor den Oktoberwahlen. Letzte Woche wurden Lebac auf 84 Tage zu 25,80% verzinst, auf 119 Tage zu 26.39%, und dann jeweils mehr bei längeren Fristen, bis zu 28,25% bei 252 Tagen.
***
Der russische Kredit für das Wasserkraftwerk Chihuidos, in der Provinz Neuquén, wurde vorerst nicht, wie ursprüglich vereinbart, am 20. Juni 2015 formell vergeben. Bestenfalls wird es Ende Juli sein, so dass die Bauarbeiten eventuell im November beginnen können, statt wie vorgesehen im September. Es ist jedoch wahrscheinlich, dass der Baubeginn auf die neue Regierung übertragen wird. Das Kraftwerk einschliesslich Staudamm, wurde auf u$s 1,95 Mrd veranschlagt, die bis u$s 2,6 Mrd zunehmen können. Die russische Bank Vnesheconombank hat sich im Vertrag, der im Moskau am 23. April 2015 unterzeichnet wurde, verpflichtet, 85% des Betrages zu finanzieren. Doch inzwischen hat Russland eine schwierige finanzielle Lage, die auch die Entscheidung über diesen Kredit beeinflusst. Chihuidos wurde an die lokalen Firmen Helport (von Eduardo Eurnekian) Chediak, Panedile, Eleprint, Hidroeléctrica Ameghino, Isolux und die russische Inter Rao vergeben. Diese Unternehmen haben die Treuhandfirma KPGM für die Kontrollen verpflichtet, die die russische Bank fordert.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Die nur wage Öffnung Brasiliens für den internationalen Markt und die geringe Skalierung des brasilianischen Marktes sind laut Europas grösstem Bankhaus, der englischen HSBC, die Gründe sich aus Brasilien zurück zu ziehen. Die Entscheidung verkündete Stuart Gulliver, Exekutive Chef der Finanzgruppe. „Die Geschäfte verliefen unter den Erwartungen und haben sich nach Mexiko und in die USA verlagert“, so Gulliver. Dabei werde die brasilianische Filiale so zusammengeschrumpft, dass sie nur noch große Unternehmen betreue. „Wir werden in Brasilien nur noch eine bescheidene Repräsentanz haben.“
***
Ein Glasfaserkabel soll nach Willen der EU bald direkte Kommunikationsverbindungen zwischen Europa und Lateinamerika ermöglichen. Bislang läuft die Kommunikation immer über Nordamerika. (dpa)
***
Um 25,3% ist im Mai im Vorjahresvergleich die brasilianische PKW-Produktion zurückgegangen. Im vergangegen Monat sind 210.086 Fahrzeuge hergestellt worden; ein Minus von 3,4 gegenüber dem Vormonat. Zwischen Januar und Mai wurde eine Million Fahrzeuge hersgestellt; ein Rückgang von 19,1% gegenüber dem gleichen Zeitraum des Vorjahres, berichtet der brasilianischer Automobilverband.
***
Im Gespräch mit der Deutschen Welle äusserte sich Brasiliens Präsidentin Dilma Rouseff zum möglichen Abschluss eines Freihandelsabkommens zwischen dem Mercosur und der EU. Die Verhandlungen dazu dauern schon zwanzig Jahre. „Aus der Perspektive von Mercosur und vor allem aus der Perspektive von Brasilien ist es existenziell wichtig, dass wir das Freihandelsabkommen zwischen dem Mercosur und der EU noch in diesem Jahr abschließen. Ob wir das allerdings tatsächlich schaffen, hängt von beiden Seiten ab. Unklar ist allerdings, ob es alle gleichzeitig schaffen. Aber die Verträge sowohl vom Mercosur als auch der EU lassen es zu, dass einzelne Mitgliedsländer bei der Realisierung des Freihandelsabkommens unterschiedliche Geschwindigkeiten gehen.“ Dieser Punkt wird allerdings von anderen Mercosur-Mitgliedern, besonders Argentinien, nicht geteilt. Vorher müsste die Zollunion, die der Mercosur ist, in eine Freihandelszone umgewandelt werden.
***
Der Kreditversicherer Euler Hermes warnt vor höheren Risiken für deutsche Exportfirmen in Schwellenländern, vor allem in Lateinamerika und in Osteuropa. „In sieben von zehn Ländern liegt die Anzahl der Insolvenzen deutlich über dem Vorkrisenniveau von 2007“, erklärte Euler-Hermes-Vorstand Thomas Krings. Besonders viele Pleiten seien in diesem und im kommenden Jahr in Brasilien zu erwarten. Das Land steckt tief in einer Rezession und kämpft mit einer hohen Inflation. Betroffen seien vor allem Unternehmen in den Branchen Automobil, Bau und Textil. Euler erwartet eine Zunahme der Pleiten im zweistelligen Prozentbereich. (handelsblatt.com)
***
Die brasilianische Regierung stemmt sich mit einem Milliarden-Investitionspaket im Infrastrukturbereich gegen die Wirtschaftskrise. Präsidentin Dilma Rousseff nannte eine Summe von umgerechnet u$s 64,5 Mrd., die in den Ausbau von Straßen, Häfen, Flughäfen und Eisenbahnverbindungen fließen soll. Hauptziel ist es, ausländische Investoren ins Land zu locken und das Wirtschaftswachstum anzukurbeln. Für 2015 erwartet Brasilien einen Rückgang des BIP von 1,2% und eine Inflation von über 8%. Nachholbedarf gibt es in der siebtgrößten Volkswirtschaft der Welt vor allem im Schienenverkehr. In brasilianisch-chinesischer Kooperation soll unter anderem die Transoceânica-Eisenbahnlinie entstehen, die das am Atlantik gelegene Brasilien mit dem Pazifik in Peru verbinden soll. (dpa)
***
Die Europäische Union will mit E 118 Mio. die wirtschaftliche Entwicklung in Lateinamerika fördern. Das Geld soll vor allem dazu dienen, die europäischen Investitionen in der Region auszubauen und die wirtschaftliche Zusammenarbeit zu verbessern, teilte die EU-Kommission mit. Von den Investitionen würden insbesondere die Branchen Transport und Energie profitieren. Kleine und mittelständische lateinamerikanische Unternehmen sollen Zugang zu internationalen Märkten erhalten. (dpa)
***
Deutschland (28% oder E 30, 4 Mrd.), gefolgt von Spanien (14% oder E 14,2 Mrd.), Italien ( 12% oder E 13,4 Mrd.) und Frankreich (11% oder E 11,8 Mrd.) führt bei weitem die Exportliste unter den EU-Ländern, die Waren in die Gemeinschaft der 33 Lateinamerikanischen und Karibischen Staaten CELAC ausführen. Die 28 EU-Mitgliedsländer importierten 2014 Waren aus den CELAC Ländern im Wert von E 98,6 Mrd., überwiegend aus Brasilien (33%) und Mexiko (26%). Die grössten Defizite verzeichnet die EU mit Costa Rica (E -2,9 Mrd.), Kolumbien (E -1,8 Mrd.), Peru (E -1,7 Mrd.) und Chile (E -1,3 Mrd.). Argentinien exportierte Waren für E 8,26 Mrd. Der Überschuss im bilateralen Handel lag 2014 bei E 555 Mio.
***
Die schwedische Skanska, die sich mit öffentlichen Bauten befasst, hat beschlossen sich aus Argentinien und Brasilien zurückzuziehen, und hat in diesem Sinn die Citibank beauftragt, Käufer für ihre Aktiven zu finden. In Lateinamerika wies Skanska 2014 einen Verlust von insgesamt u$s 200 Mio. auf. Die Firma wurde in Argentinien wegen Korruption angeklagt, und war in Brasilien in den Petrobras-Skandal verwickelt.
***
Nach jahrelangen Verzögerungen will die Europäische Union Europäer mit wichtigen lateinamerikanischen Partnern ihr geplantes Handelabkommen voranbringen. «Wir verfolgen das Ziel, ein umfassendes und ausgeglichenes Handelsabkommen zu vereinbaren, wurde auf beiden Seiten entschlossen», sagte EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström mit Blick auf die Verhandlungen der EU mit dem südamerikanischen Staatenbund Mercosur. Angebote zum gegenseitigen Marktzugang sollten bis Ende des Jahres vorgelegt werden. Allerdings seien noch grundsätzliche Fragen zu klären, räumte die Schwedin zum Abschluss des EU-Lateinamerika-Gipfels in Brüssel ein. (dpa)
***
Die Weltbank korrigierte ihre Prognose für Brasilien um 2,3 Prozentpunkte nach unten. Man erwarte, dass das Bruttoinlandsprodukt 2015 um 1,3% sinkt. Deutlich schlechter sehe die Prognose ebenfalls für Mexiko aus. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
Motorola
Über die neueingerichtete Internetseite www.motorola.com.ar werden alle Handymodelle an den Kunden direkt verkauft. Wie das Unternehmen mitteilt, strebt man keine Konkurrenz zum Handel. Die Firmenstrategie liegt lediglich darin, der Kundschaft die Gesamtpalette zu präsentieren, denn nur sehr selten bekommt man in einem Laden alle verfügbaren Modelle vor Augen zu sehen.
Vantage
Die Familie Lluibaroff hat von Santiago García Belmonte die Apothekenkette Vantage einschliesslich der Passiva für $ 17 Mio. übernommen. Vantage zählt zwölf Filialen in der Bundeshauptstadt. Der neue Besitzer hat Erfahrung im Apothekengeschäft: er gründete die Kette „Soy tu farmacia“, mit 38 Filialen, die überwiegend in den südlichen Ortschaften vom Gross Buenos Aires angesiedelt sind.
Comercial del Plata
Dieses Unternehmen wendet sich an Investoren mit dem Ziel, $ 100 Mio. zusammenzubringen. Mit dem Geld soll ein Projekt von der sich im Aufbau befindlichen Firma Omega Grains gefördert werden, das den Anbau von Pflanzen mit einem hohen Gehalt an Öl vorsieht, das wiederum eine Umwandlung in Biokraftstoffe sowie Omega 3 reiche Produkten erlaubt.
Henkel
Henkel Argentina ersetzt nach und nach die bislang verwendeten Plastikcontainer, in denen die wasserhaltigen Klebstoffmitteln für industrielle Zwecke „Aquence“ noch gekippt werden, mit wiedervervendbaren Kartonverpackungen. Diese Migration erlaubt eine beträchtliche Wasserersparnis. Ausserdem können dadurch die Emissionen reduziert werden.
YPF
Die Geschäftsführung des staatlichen Erdölkonzern verfügte den Kauf vonAktien des eigenen Unternehmens bis zu $ 120 Mio. Damit soll ein Teil der Kompensationen für die Führungskräfte bezahlt werden, die auf diese Weise enger mit dem Schicksal des Unternehmens verbunden werden sollen.
Wirtschaftsübersicht
Das ungelöste Problem der irrationalen Gewerkschaftsmacht
In der Vorwoche streikten die Bankangestellten zwei Tage lang, und letzten Dienstag streikten die Arbeiter des Personentransports, der Müllabfuhr, der Tankstellen, der Hafenarbeiter und andere, wobei linksextreme Gruppen den Zugang zur Stadt Buenos Aires blockierten. Es war kein Generalstreik, aber in seiner Wirkung nicht viel anders. Viele Unternehmen konnten ihre normale Tätigkeit nicht durchführen, weil der grösste Teil ihrer Belegschaft nicht kommen konnte. Arbeitsminister Tomada erklärte, laut Daten, die das Arbeitsministeriums bei einer Umfrage bei grösseren Unternehmen ermittelt habe, hätte der Streik gesamthaft nur 20% der Arbeitnehmer umfasst. Das nimmt ihm jedoch niemand ab. Auf alle Fälle hat der Streik die Bundeshauptstadt stillgelegt. Der Schaden für die Wirtschaft, der durch den Streik verursacht wurde, wurde von der Regierung auf $ 11 Mrd. veranschlagt. Die Rechnung wird schliesslich von der ganzen Gesellschaft bezahlt.
Die Gewerkschafter, die für diesen Streik verantwortlich zeichnen, gaben folgende Forderungen als Motiv an:
- Freie Lohnverhandlung, ohne Höchstgrenze.
- Abschaffung der Erfassung der (höheren) Löhne durch die Gewinnsteuer.
- Notzulage für Pensionäre
- Erhöhung des Mindestlohnes von gegenwärtig $ 4.716 auf $ 12.000.
- Bekanntgabe richtiger Zahlen über Inflation und Arbeitslosigkeit durch das INDEC
- Rückgabe von einbehaltenen Mitteln der gewerkschaftlichen Sozialwerke.
- Aufhebung der „Anpassung“ (ajuste).
- Ein Plan zur Ausmerzung des Drogenhandels und der Unsicherheit.
Die meisten dieser Forderungen sollten keine Motive für einen Streik sein. Es sind Themen, die von der Regierung oder dem Kongress behandelt werden, aber nicht mit den Gewerkschaften behandelt werden. Die Forderung der Erhöhung des Mindestlohnes ist schlicht irreal. Was die Gewinnsteuer betrifft, so handelt es sich um ein Thema, das nur eine Minderheit der Arbeitnehmer betrifft, wobei diese allerdings mit den Lohnerhöhungen dieses Jahres zunimmt. Das Institut IARAF, das sich mit Studien über Staatsfinanzen und Steuern befasst, hat berechnet, dass die Fiskaleinnahmen aus der Besteuerung von Arbeitnehmern dieses Jahr $ 112,5 Mrd., 40,6% mehr als 2014, erreichen werde. Schliesslich sei bemerkt, dass diese Regierung die sogenannte „Anpassung“, die u.a. eine Verringerung der Staatsausgaben beinhaltet, vermeidet, und genau so verabscheut, wie die Gewerkschafter. Bei einer interanuellen Zunahme der Ausgaben des Nationalstaates von 46% (4 Monate 2015 gegen die gleiche Vorjahresperiode) kann man gewiss nicht von „Anpassung“ sprechen.
Der Streik, mit dem Hugo Moyano u.a. Gewerkschafter ihre Macht zur Schau stellen, ist offensichtlich politisch motiviert. In der Tat schwächt dies die Regierung, obwohl diese die Gewerkschaften stets gestützt hat, und diese sich mit Arbeitsminister Carlos Tomada, der vorher Gewerkschaftsanwalt war, gut verstanden haben. Im gleichen Sinn wirkt die Präsenz des Beraters der Gewerkschaftszentrale CGT, Héctor Recalde, als einflussreicher Deputierter der Regierungspartei. Moyano war vor 2003 nur für den Ferntransport per Lastwagen zuständig. Néstor Kirchner übergab ihm dann die Zuständigkeit für den städtischen Transport, womit er die ganze Wirtschaft paralysieren kann. Aber Dankbarkeit kennen diese Leute eben nicht. Sie nehmen, was man ihnen gibt, und fordern dann immer mehr.
Was das Prinzip der freien Verhandlung, ohne Höchstgrenzen betrifft, so hat es die Präsidentin vor kurzem in einem ihrer Fernsehauftritte bestätigt. Die Höchstgrenze von 27% ist im Wesen nur eine Richtlinie, die jedoch nur beschränkt eingehalten wurde. Nachdem die Gewerkschaft der Ölindustrie eine Zunahme von 36% durchgesetzt hat, mit 27,8% als direkte Zulage un dem Rest in Form von Zusätzen, ist der Damm ohnehin schon gebrochen. Die Regierung muss jetzt allgemein nachgeben.
Die Haltung der Gewerkschafter zeigt, dass sie aus der Erfahrung vergangener Zeiten nichts gelernt haben. Wenn die Zulagen sich jetzt allgemein, mit allerlei Zusätzen, die für die Unternehmen auch Arbeitskosten darstellen, 36% nähert, dann steigt die Inflationsrate auf eine höhere Stufe und die Lohn-Preispirale dreht sich immer schneller. Gelegentlich werden auch Klauseln in die Arbeitsverträge eingebaut, die bei einer höheren Inflationsrate als die vorgesehene von angeblich 20%, die Wirtschaftsminister Kicillof vorweggenommen hat, eine neue Lohnrunde bestimmen, bevor der Gesamtarbeitsvertrag abläuft. Wobei die Gewerkschaften dies auch ohne Sonderklausel fordern. Wenn die Inflation zunimmt, dann wird die Distanz zur Hyperinflation immer kürzer. Und dabei sind die Arbeitnehmer die grössten Verlierer.
Wilde Streiks oder solche mit fadenscheinigen Motivationen, und Strassensperren durch gewalttärtige Gruppen, das gibt es sonst auf der ganzen Welt nicht. Auch wenn die Gesetzgebung über Gewerkschaften, Verhandlungen zwischen diesen und den Unternehmern, und über Streiks formell nicht viel anders als in Argentinien ist, verhalten sich die Gewerkschaften anders. Ein Streik, und noch mehr ein Generalstreik, sind extreme Massnahmen, während sie in Argentinien geläufig sind. Ebenfalls sind die Grössenorndungen der Forderungen in anderen Ländern vernünftig. Allein, man kann nicht erwarten, das sich die Gewerkschafter hier wie ihre ausländischen Kollegen verhalten.
Zunächst müsste die Regierung somit die Mittel einsetzen, über die sie verfügt, um die Gewerkschaftsmacht einzudämmen. Als erstes muss das Prinzip durchgesetzt werden, dass Streiktage nicht bezahlt werden. Als zweites muss in vielen Fällen zur Illegalitätserklärung gegriffen werden, was bedeutet, dass die Unternehmen dann die streikenden Arbeitnehmer ohne Entschädigung entlassen können. Und schliesslich hat die Regierung noch die Möglichkeit, den Gewerkschaften die sogenannte Gewerkschaftspersönlichkeit zu entziehen, was bedeutet, dass die Unternehmen dann nicht mehr die Gewerkschaftsbeitrag direkt von den Löhnen und Gehältern abziehen und auf das Gewerkschaftskonto einzahlen. Doch diese Regierung, und besonders Arbeitsminister Tomada, werden sich hüten, diese Massnahmen zu ergreifen. Das einzige, was bisher getan wurde, ist die Verweigerung der Allgemeingültigkeitserklärung („homologación“) bei Abkommen, die die Höchsgrenze überschreiten, was jedoch in den meisten Fällen keine faktische Bedeutung hat. Denn alle Unternehmen, die dem Verband angeschlosen sind, der sie bei der Verhandlung über Löhne und Arbeitsbedigungen vertritt, sind durch das Abkommen gebunden. Sie können nicht nachträglich austreten.
Von dieser Regierung, und ganz besonders in der Schlussperiode, die von den Wahlen überschattet ist, kann man kaum viel erwarten. Doch die Kandidaten, die ab 10. Dezember eventuell die Staatsführung übernehmen, sollten sich das Problem überlegen.
Die gesetzlichen Bestimmungen über Arbeitsrecht, Lohnverhandlungen und Streik müssen radikal geändert werden. Zunächst muss aus der paritätischen Lohnverhandlung eine Dreierverhandlung gemacht werden, mit einem Vertreter des Wirtschaftsministeriums, dessen Stimme das gleiche Gewicht wie das der Vertreter der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber hat. Der Staat vertritt hier die Konsumenten und auch das Staatsinteresse, im Sinn, dass keine neue Belastung auf die Staatsfinanzen zukommt, wie es besonders bei Lohnerhöhungen von Staatsangestellten und Arbeitnehmern von öffentlichen Diensten der Fall ist. Als zweites müssen Streiks, deren Wirkung über den Konflikt mit den Arbeitgebern des Falles hinausgehen, entweder verboten oder stark eingeschränkt werden. Im Fall von Hospitälern ist es schon so, dass ein Notdienst auf alle Fälle verbleibt. Beim öffentlichen Personentransport sollte es zumindest etwas ähnliches geben. Dann sollte bestimmt werden, dass Streiks nur durch eine Wahl der Gewerkschaftsmitglieder verfügt werden können. Und schliesslich sollte bestimmt werden, dass die Regierung jedes Jahr eine Höchstgrenze für die Lohnzulagen festsetzt, wobei auch bestimmt wird, dass in denjenigen Fällen, in denen die Löhne schon weit über dem Durchschnitt liegen, wie etwa bei den Erdölarbeitern, die Höchstgrenze noch niedriger ist.
Es ist kaum zu erwarten, dass die kommende Regierung so vorgeht, wie wir es hier darstellen. Und das bedeutet, dass die Wirtschaft weiter durch überhöhte Lohnzulagen, Streiks und Strassensperren gestört wird und die Inflation auch hoch bleibt. Erst wenn es zur Hyperinflaton kommt, oder diese unmittelbar bevorsteht, kann sich die Regierung mit einer vernünftigen Lohnpolitik durchsetzen, die sich an die wirtschaftliche Realität hält. Hoffen wir, dass uns dieser Leidensweg erspart wird.
Wirtschaftsübersicht
Die Krise der Zuckerwirtschaft
Zucker wird in Argentinien in den Provizen Tucumán, Salta und Jujuy erzeugt. Die Produktion soll dieses Jahr dank günstigem Klima einen Rekordstand von 2,7 Mio. Tonnen erreichen, von denen 1,7 Mio. auf Tucumán und 1 Mio. t auf Salta und Jujuy enfallen. Von der gesamten Produktion gehen 1,5 Mio. an den Binnenmarkt. Der Rest muss somit exportiert werden. Bisher wurde nur ein geringer Teil in diesem Sinn verpflichtet, so dass laut Daten der Industrie 700.000 Tonnen verbleiben, die Druck auf den Markt ausüben.
In den letzten Jahren ist eine andere Möglichkeit aufgetreten, nämlich die Erzeugung von Bioethanol, das auf der Grundlage von Alkohol erzeugt wird und dem Benzin beigemischt wird. Alkohol ist ein Spaltprodukt, das sich bei der Verarbeitung von Zuckerrohr ergibt, wobei die Möglichkeit besteht, mehr Zucker im Rohr zu lassen, um dann mehr Alkohol zu erzeugen. Doch der Markt für Alkohol ist beschränkt. Durch die Umwandlung in Bioethanol wurde die Verwendung des Alkohols in den letzten Jahren erweitert.
Angesichts der Tatsache, dass der Weltmarktpreis für Zucker in den letzten vier Jahren auf die Hälfte gesunken ist, schreitet der Export nur schleppend voran, und der Überschuss drückt auf den Binnenmarkt, auf dem der Preis sich ab 2011 kaum verändert hat, während die Kosten sich mehr als verdoppelt haben. Die Krise ist so gewaltig, dass von den 20 Fabriken bisher nur 6 die Produktion aufgenommen haben, obwohl zu dieser Jahreszeit schon alle Zuckerrohr mahlen müssten.
Die Welt leidet unter Überproduktion von Zucker, was vornehmlich auf die brasilianische Produktion zurückzuführen ist, die fast zehn Mal so hoch wie die argentinische ist. In Brasilien wird Zuckerrohr indirekt subventioniert, indem für den Alkohol aus Zuckerrohr, der zu Bioethanol verarbeitet und dem Benzin beigemischt wird, ein künstlich hoher Preise gezahlt wird. Auch die Europäische Union subventioniert den Zucker, was mit einem Aufschlag auf den internen Preis finanziert wird. Vor einem Jahrzehnt wurde in der EU ein Programm der geordneten Schliessung einiger Fabriken eingeleitet, um die Produktion auf die interne Nachfrage zu beschränken und kein Dumping beim Export mehr zu vollziehen. Ohne Subvention würde jedoch die gesamte Zuckerproduktion der EU, die auf der Grundlage von Zuckerrüben tätig ist, verschwinden. Da diese Subventionen nicht der EU zur Last fallen, wie die anderen Subventionen für die Landwirtschaft, wird die Zuckerproduktion nicht von der Kürzung der Agrarsubventionen betroffen. Hier zahlt der Konsument die Zeche.
Die lokale Zuckerindustrie plädiert jetzt für eine Erhöhung des Anteils von Bioethanol am Benzin von 10% auf 12%. Das sollte kein Problem darstellen, aber es löst die Krisenlage nur zum geringsten Teil. Die Zuckerwirtschaft erlebt seit Jahrzehnten eine Krise, die in bestimten Abständen mit voller Wucht auftaucht, was dazu geführt hat, dass über ein Dutzend Fabriken stillgelegt wurden. Dieses Jahr ist die Krise wieder da.
In Tucumán hat sich die vornehmlich vom Zucker abhängige Wirtschaft in den letzten Jahrzehnten diversifiziert. Es fand eine starke Ausweitung der Zitronenproduktion statt, wobei diese Provinz weltweit die besten Bedingungen für diese Kultur aufweist, und Zitronen mit dünner Schale und bester Qualität erzeugt. In diesem Zusammenhang haben sich auch Fabriken für Zitronensaft niedergelassen. Deshalb, und auch weil Sojabohne gepflanzt wird, ist die Bedeutung des Zuckers für die Provinz gefallen. Indessen hat auch die Zitronenproduktion Schwierigkeiten, weil die Vereinigten Staaten den Import aus sanitären Gründen gesperrt haben. Das Argument ist jedoch nicht stichhalting, weil die Kankrose, die die Zitronenbäume in einem beschränkten Umfang aufweisen, sich nicht über die Zitronen und noch weniger über den Saft überträgt. CFK erwähnte den Fall erneut am Montag bei ihrer Ansprache in der FAO, der Weltorganisation für Ernährung und Landwirtschaft, mit Sitz in Rom. Das Problem sollte ohne grosse Schwierigkeiten gelöst werden können, aber eben nur unter der Voraussetzung, dass freundschaftliche Beziehungen zu den USA bestehen, was eben nicht der Fall ist. Somit haben die USA-Behörden keine Eile, um das konkrete Problem zu lösen, und die vom Zitronenimport betroffenen Produzenten im Staat Florida setzen sich durch.
In Jujuy, wo die Firma Ledesma tätig ist, die weitaus grösste von allen, die normalerweise einen Anteil von ca. 20% an der Gesamtproduktion hat, wird die Wirkung der Krise auch dadurch gemildert, dass dieses Unternehmen auch Papier, Zitrusobst, Alkohol und Bioethanol erzeugt, wobei noch die Herstellung von Fruchtzucker in einer Fabrik in San Luis und die Produktion von Getreide und Ölsaat und Rinderwirtschaft in der Provinz Buenos Aires hinzukommen. Die Papierproduktion des Unternehmens ist wertmässig höher als die Zuckerproduktion. Die anderen Fabriken in Salta und Jujuy haben jedoch nicht die Möglichkeit, die Zuckerkrise durch eine so breit gefächerte Palette von Produkten wie sie Ledesma aufweist, zu mildern.
Die Regierung hat bisher keine Antwort auf diese Krise, die sich von Tag zu Tag verschärft, wobei in Tucumán viele unabhängige Zuckerrohrpflanzer nicht mit der Produktion beginnen können, weil ihnen niemand Zuckerrohr abnimmt. Die Fabriken mahlen zunächst ihr eigenes Zuckerrohr, was logisch ist. Diese Krise ist gewiss nicht einfach; doch das schlimmste, was die Regierung tun kann, ist eben, dass sie gar nichts tut.
Denn dann vertieft sich die Krise, mit schweren Konsequenzen für Wirtschaft und Gesellschaft des Nordwestens, und rezessiven Wirkungen für das ganze Land.